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An das 
 
Bundesministerium für Justiz 
Abteilung I 7 (Persönlichkeitsrechte, zivilrechtl. 
Nebengesetze, Gerichtsgebühren und 
Unternehmensberichterstattung)  
Museumstraße 7 
1070 Wien  
 
 
 
Bundesgesetz, mit dem das Sterbeverfügungs-
gesetz geändert wird (Sterbeverfügungsgesetz-
Novelle 2026 - StVfG-Nov 2026); Entwurf - 
Stellungnahme 
 (Zu GZ 2026-0.084.723 vom 10. Juni 2026)  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Das Amt der Oö. Landesregierung teilt zum vorliegenden Entwurf Folgendes mit: 

 

Mit der vorliegenden Novelle sind weitere Pflichten für die Patientenvertretung verbunden, sodass 

im Gegensatz zu den Ausführungen in den Erläuterungen sehr wohl von finanziellen Auswirkungen 

auf die Länder auszugehen ist. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Beschlüsse der 

Landesgesundheitsreferentenkonferenz vom 16. und 22. Mai 2026, wonach die längerfristige und 

sachadäquate Finanzierung der Tätigkeit der Patientenvertretung im Rahmen des 

Sterbeverfügungsgesetzes bis Ende 2026 geklärt werden sollte. 

 

Weiters ist unseres Erachtens eine Frist von lediglich zwei Wochen zur Begutachtung unter 

Berücksichtigung der inneramtlichen Entscheidungsabläufe nicht angemessen, um sich auch nur 

einigermaßen fundiert mit dieser Materie befassen zu können; diese Frist entspricht auch nicht der 

Vereinbarung über den Konsultationsmechanismus. 

 
Mit freundlichen Grüßen! 
 
Für die Oö. Landesregierung: 
 
Mag. Thomas Schäffer 
Landesamtsdirektor 
 

www.land-oberoesterreich.gv.at 
 
 

Geschäftszeichen: 
Verf-2021-500024/28-Za  

 
Bearbeiterin: Mag. Petra Zahradnik-Uebe  

Tel: (+43 732) 77 20-14025 
Fax: (+43 732) 77 20-21 17 13 
E-Mail: verfd.post@ooe.gv.at  

 
 

Linz, 02.07.2026 
 
 

Amt der Oö. Landesregierung 
4021 Linz  •  Landhausplatz 1 
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Ergeht abschriftlich an: 
1. das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
2. alle Ämter der Landesregierungen 
3. die Verbindungsstelle der Bundesländer 
4. die Mitglieder der Oö. Landesregierung 
5. das Präsidium des Nationalrats 
6. das Institut für Föderalismus  
7. die Direktion Finanzen 
  (zu FinD-2015-213936) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur 
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: https://www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz 
Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, führen Sie bitte das Geschäftszeichen dieses Schreibens an. 
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